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n° 296 885 du 10 novembre 2023 

dans l’affaire X / III 

En cause : X 

 Ayant élu domicile : au cabinet de Me P. ROBERT 

rue Saint-Quentin, n°3/3 

1000 BRUXELLES 

 contre : 

 

l’Etat belge, représenté par la Secrétaire d'Etat à l'Asile et la Migration  

 

 

LE PRESIDENT F.F. DE LA IIIème CHAMBRE, 

 

Vu la requête introduite le 8 novembre 2023, par X qui déclare être de nationalité macédonienne, 

tendant à la suspension, selon la procédure d’extrême urgence, de l’exécution de l’ordre de quitter le 

territoire avec maintien en vue d’éloignement (annexe 13septies) pris et notifié le 6 novembre 2023. 

 

Vu le titre Ier bis, chapitre 2, section IV, sous-section 2, de la loi du 15 décembre 1980 sur l’accès au 

territoire, le séjour, l’établissement et l’éloignement des étrangers. 

 

Vu l’article 39/82 de la loi du 15 décembre 1980. 

 

Vu le titre II, chapitre II, de l’arrêté royal du 21 décembre 2006 fixant la procédure devant le Conseil du 

Contentieux des Etrangers. 

 

Vu le dossier administratif et la note d’observations. 

 

Vu l’ordonnance du 8 novembre 2023 convoquant les parties à comparaître le 10 novembre 2023 à 11 

heures. 

 

Entendu, en son rapport, J. MAHIELS, juge au contentieux des étrangers.  

 

Entendu, en leurs observations, Me P. ROBERT, avocat, qui comparaît pour la partie requérante, et Me 

S. ARKOULIS, avocat, qui comparaît pour la partie défenderesse. 

 

APRES EN AVOIR DELIBERE, REND L’ARRET SUIVANT : 

 

1. Les faits utiles à l’appréciation de la cause 

 

L’exposé des faits est basé sur le dossier administratif et la requête introductive d’instance. 

 

1.1. Le requérant a déclaré être arrivé en Belgique en décembre 2019. 

 

 

1.2. Le 12 décembre 2019, il a introduit une demande de protection internationale. Le 12 août 2021, le 

Commissaire général aux réfugiés et aux apatrides a pris une décision de refus du statut de réfugié et 
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refus du statut de protection subsidiaire. Par son arrêt n°267 210, prononcé le 25 janvier 2022, le 

Conseil n’a pas reconnu la qualité de réfugié au requérant et ne lui a pas accordé le statut de protection 

subsidiaire (affaire 159 804). 

 

1.3. Le 3 mars 2022, la partie défenderesse a pris à l’encontre du requérant un ordre de quitter le 

territoire. Le recours introduit à l’encontre de cet acte a été rejeté par le Conseil par son arrêt n° 274 907 

prononcé le 30 juin 2022. 

 

1.4. En date du 6 novembre, le requérant a fait l’objet d’un ordre de quitter le territoire avec maintien en 

vue d’éloignement (annexe 13septies) et d’une décision d’interdiction d’entrée de trois ans (annexe 

13sexies).  

 

L’ordre de quitter le territoire avec maintien en vue d’éloignement, qui constitue la décision attaquée, est 

motivé comme suit : 

 

«  

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES 

UND DER TATSACHE, DASS KEINE FRIST EINGERÄUMT WIRD, DAS STAATSGEBIET ZU VERLASSEN: 

 

Der Betreffende wurde vor Beschlussfassung am 06.11.2023 von den Diensten der Polizeizone EIFEL 

vernommen und seine Aussage wurde berücksichtigt. 

 

Die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen wird In Anwendung des folgenden Artikels/der folgenden Artikel 

des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Entfernen von Ausländern und auf der Grundlage folgender Sachverhalte und/oder Feststellungen 

ausgestellt: 

 

Artikel 7 Absatz 1: 

■ 1. wenn er im Königreich verbleibt, ohne Inhaber der aufgrund von Artikel 2 des Gesetzes 

erforderlichen Dokumente zu sein. 

■ 3. wenn aufgrund seines Verhaltens davon ausgegangen wird, dass er die öffentliche Ordnung 

beeinträchtigen könnte. 

 

Zum Zeitpunkt ihrer Festnahme Ist die Person nicht Im Besitz eines Reisepasses mit einem gültigen 

Einreisestempel. 

 

Am 07.06.2021, der betreffende wurde vom Strafgericht In Ypern wegen Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe 

von 14 Monaten verurteilt 

 

Angesichts der Schwere dieser Handlungen kann der Schluss gezogen werden, dass die betreffende Person 

durch Ihr Verhalten die öffentliche Ordnung beeinträchtigen könnte. 

 

Der Betreffende hat am 21.04.2023 geheiratet mit Paketov Victor. Bislang wurde kein Antrag auf 

Familienzusammenführung gestellt. 

 

Beachten Sie, dass eine Heirat nicht automatisch das Recht auf Aufenthalt begründet. Er muss in sein 

Heimatland zurückkehren, um seine Angelegenheiten in Ordnung zu bringen. 

In Bezug auf die angebliche Verletzung von Art. 8 EMRK kann man davon ausgehen, dass die Rückkehr Ins 

Herkunftsland, um die Aufenthaltsgenehmigung zu beantragen, nicht unverhältnismäßig Im Vergleich zum 

Recht auf ein Familien- oder Privatleben Ist. In seinem Urteil Nr. 27.844 vom 27.05.2009 erklärte der Conseil 

du Contentieux des Étrangers: "Der Rat betont, dass Artikel 8 der EMRK keine Lizenz ist, die es erlaubt, die 

Bestimmungen des Ausländergesetzes gegen die Klägerin für ungültig zu erklären". Darüber hinaus betont 

die Rechtsprechung des Staatsrats, dass eine vorübergehende Trennung, um die Einwanderungsgesetze 

einzuhalten, nicht als Verstoß gegen Artikel 8 EMRK angesehen werden kann (CE Nr. 42.039 vom 22. 

Februar 1993; CE Nr. 48.653 vom 20. Juli 1994; CE Nr. 162.639 vom 13. Dezember 2005). 

 

Darüber hinaus kann die Tatsache, dass Ihr Ehepartner in Belgien wohnt, nicht Im Rahmen der 

bestlmmungen von Artikel 8 Absatz 1 EMRK berücksichtigt werden,wenn die betreffende Person Strafmaten 
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begangen hat, die die öffentliche Ordnung des Landes beeinträchtigt haben, wie in Artikel 8 Absatz 2 der 

EKMR vorgesehen. Gemäß den Bestimmungen von Artikel 8 Absatz 2 der EKMR Ist das Recht auf Achtung 

des Privat- und Familienlebens kein absolutes Recht. 

 

In Anbetracht der Tatsache, dass die Gesellschaft das Recht hat, sich vor der betreffenden Person zu 

schützen, die ihre Gesetze und Regeln nicht achtet, und in der Erwägung, dass die öffentliche Ordnung 

geschützt werden muss und die Entfernung aus dem Königreich eine angemessene Maßnahme Ist, kommen 

wir zu dem Schluss, dass die Gefahr, die die betreffende Person für die öffentliche Ordnung darstellt, Vorrang 

hat vor allen privaten Interessen, die sie Im Rahmen von Artikel 8 der EKMR geltend machen könnte. 

 

Die betroffene Person kann mithilfe moderner Kommunikationsmittel eine Verbindung zu ihrem Ehepartner 

aufrechterhalten. 

 

Laut Verwaltungsaktc gab die Person an, dass er nach einem Autounfall Probleme mit der Wirbelsäule hatte. 

Er gab an, dass er Probleme mit den Nasennebenhöhlen habe und in Deutschland operiert worden sei. 

Im Fragebogen zum Recht auf Anhörung erwähnte er Schmerzen In der Schulter. 

Er habe auch psychologische Probleme und werde von Dr. "Bashton" betreut. 

Es wurde jedoch kein ärztliches Attest vorgelegt und kein Antrag auf medizinische Regularisierung auf der 

Grundlage von Artikel 9b gestellt. 

Daher können wir feststellen, dass der DVZ keine medizinischen Informationen bekannt sind, die darauf 

hindeuten, dass die betreffende Person heute reiseunfähig ist. 

 

Die Person gibt nicht an, dass sie ein minderjähriges Kind in Belgien hat. Die Entscheidung stellt daher keinen 

Verstoß gegen die Artikel 3 und 8 EMRK dar. 

 

So hat der Beauftragte des Staatssekretärs in seinem Entfernungsbeschluss die Bestimmungen von Artikel 

74/13 berücksichtigt. 

 

Dieser Beschluss gilt demnach nicht als Verstoß gegen Artikel 8 der EKMR. 

 

Artikel 74/14 Grund, aus dem keine Frist für eine freiwillige Ausreise eingeräumt wurde: 

 

■ Artikel 74/14 § 3 Nr. 1: Es besteht Fluchtgefahr. 

■ Artikel 74/14 § 3 Nr. 3: Der Drittslaatsangehörige stellt eine Gefahr für die öffentliche Ordnung dar. 

 

Bei dem Betreffenden besteht Fluchtgefahr: 

 

2. Der Betreffende hat im Rahmon eines Verfahrens zur Gewährung internationalen Schutzes 

beziehungsweise eines Aufenthalts-, Enffernungs- oder Abweisungsverfahrens falsche oder irreführende 

Informationen oder falsche oder gefälschte Dokumente verwendet, einen Betrug begangen oder andere 

illegale Mittel in Anspruch genommen. 

 

Allas Hasan Muhamed 08.04.1995 

 

3. Der Betreffende arbeitet nicht mH den Behörden zusammen oder hat nicht mit diesen Behörden 

zusammengearbeitet. 

Der Betreffende ist innerhalb der durch Artikels des Gesetzes vom 16. Dezember 1980 vorgesehenen Frist 

nicht In der Gemeinde vorstellig geworden und weist in keiner Hinsicht nach, dass er im Hotel übernachtet. 

 

4. Der Betreffende hat deutlich gemacht, eine Entfemungsmaßnahme nicht befolgen zu wollen. 

Der Betreffende hat den Anordnungen zum Verlassen des nationalen Hoheitsgebiets vom 09.04.2020, 

03.03.2022, die Ihm am 17.04.2020, 09.03.2022 zugestellt wurden, nicht Folge geleistet. Er hat nicht 

nachgewiesen, dass er diesen Anordnungen nachgekommen Ist. 

 

Am 07.06.2021, der betreffende wurde vom Strafgericht In Ypern wegen Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe 

von 14 Monaten verurteilt 
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Angesichts der Schwere dieser Handlungen kann der Schluss gezogen werden, dass die betreffende Person 

durch Ihr Verhalten die öffentliche Ordnung beeinträchtigen könnte. 

 

Der am 12.12.2019 gestellte Antrag auf internationalen Schutz wurde negativ abgeschlossen. 

Rückführung zur Grenze 

 

Der Betreffende wurde vor Beschlussfassung am 06.07.2023 von den Diensten der Potlzelzone EIFEL 

vernommen und seine Aussage wurde berücksichtigt. 

 

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES: 

 

In Anwendung von Artikel 7 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise Ins 

Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern ist es erforderlich, den 

Betreffende unverzüglich zur Grenze zurückführen zu lassen, mit Ausnahme der Grenzen zu den Staaten, die 

den Schengen-Besitzstand anwenden, und zwar aus folgenden Gründen 

 

Grund, aus dem keine Frist für eine freiwillige Ausreise eingeräuml wurde: 

 

Bel dem Betreffenden besteht Fluchtgefahr: 

 

2. Der Betreffende hat im Rahmen eines Verfahrens zur Gewährung internationalen Schutzes 

beziehungsweise eines Aufenthalts-, Entfernungs- oder Abweisungsverfahrens falsche oder irreführende 

Informationen oder falsche oder gefälschte Dokumente verwendet, einen Betrug begangen oder andere 

illegale Mittel in Anspruch genommen. 

 

Allas Hasan Muhamed 08.04.1995 

 

3. Der Betreffende arbeitet nicht mit den Behörden zusammen oder hat nicht mit diesen Behörden 

zusammengearbeitet. 

Der Betreffende ist innerhalb der durch Artikel 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vorgesehenen Frist 

nicht In der Gemeinde vorstellig geworden und weist in keiner Hinsicht nach, dass er Im Hotel Übernachtet. 

 

4. Der Betreffende hat deutlich gemacht, eine Entfernungsmaßnehme nicht befolgen zu wollen. 

Der Betreffende hat den Anordnungen zum Verlassen des nationalen Hoheitsgebiets vom 09.04.2020, 

03.03.2022, die ihm am 17.04.2020, 09.03.2022 zugestellt wurden, nicht Folge geleistet. Er hat nicht 

nachgewiesen, dass er diesen Anordnungen nachgekommen Ist. 

 

Am 07.06.2021, der betreffende wurde vom Strafgericht In Ypern wegen Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe 

von 14 Monaten verurteilt 

 

Angesichts der Schwere dieser Handlungen kann der Schluss gezogen werden, dass die betreffende Person 

durch ihr Verhalten die öffentliche Ordnung beeinträchtigen könnte. 

 

Der am 12.12.2019 gestellte Antrag auf internationalen Schutz wurde negativ abgeschlossen. 

 

In seinem Fragebogen zum Anhörungsrecht erklärt der Betroffene, dass er "getötet“ werde, wenn er in sein 

Heimatland zurückkehre, dies wird nicht näher erläutert. 

 

Wir stellen fest, dass der Betreffende aufgrund seiner Erläuterungen nicht nachweist, dass ein Verstoß gegen 

Artikel 3 der EKMR vorliegt. Um einen Verstoß gegen Artikel 3 der EKMR feststellen zu können, muss der 

Betreffende nachweisen, dass stichhaltige und schwerwiegende Gründe zu der Annahme vorliegen, dass er 

In Macedonië einem ernsthaften und gegenwärtigen Risiko der Folter oder unmenschlicher beziehungsweise 

erniedrigender Bestrafung oder Behandlung ausgesetzt ist. Die einfache Anführung eines vermeintlichen 

Verstoßes gegen Artikel 3 der EKMR reicht nicht aus. 

 

In seinem Fragebogen zum Recht auf Anhörung erklärt der Betreffende, dass er Schulterschmerzen und 

psychologische Probleme hat, wegen derer er betreut würde. 
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Oe Betreffende führt keinen Sachverhalt an, durch den nachgewiesen wird, dass er an einer Krankheit leidet, 

die ihn daran hindert, In sein Herkunftsland zurückzukehren. 

Artikel 3 der EKMR gewährleistet nicht das Recht, auf dem Staatsgebiet eines Staates zu verbleiben, nur weil 

dieser Staat bessere medizinische Pflege als das Herkunftsland anbieten kann und die Umstände für die 

Entfernung den Gesundheitszustand oder die Lebenserwartung des Ausländers beeinflussen. Diese 

Sachverhalte reichen nicht aus, um einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieser Konvention darzustellen. 

Nur in ganz besonderen Fällen, in denen humanitäre Gründe gegen eine Zwangsentfernung sprechen, steht 

ein Verstoß gegen Artikel 3 der Europäischen Konvention zur Debatte; dies scheint Jedoch Im vorliegenden 

Fall nicht zuzutreffen. 

 

Festhaltung 

 

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES 

 

In Anwendung von Artikel 7 Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins 

Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern muss der Betreffende 

festgehalten werden, da seine Rückführung zur Grenze nicht unmittelbar ausgeführt werden kann, und auf der 

Grundlage folgender Sachverhalte: 

 

Bei dem Betreffenden besteht Fluchtgefahr: 

2. Der Betreffende hat im Rahmen eines Verfahrens zur Gewährung internationalen Schutzes 

beziehungsweise eines Aufenthalts-, Entfernungs- oder Abweisungsverfahrens falsche oder irreführende 

Informationen oder falsche oder gefälschte Dokumente verwendet, einen Betrug begangen oder andere 

illegale Mittel in Anspruch genommen. 

 

Alias Hasan Muhamed 08.04.1995 

 

3. Der Betreffende arbeitet nicht mit den Behörden zusammen oder hat nicht mit diesen Behörden 

zusammengearbeitet. 

Der Betreffende ist Innerhalb der durch Artikels des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vorgesehenen Frist 

nicht in der Gemeinde vorstellig geworden und weist In keiner Hinsicht nach, dass er Im Hotel übernachtet. 

 

4. Der Betreffende hat deutlich gemacht, eine Entfernungsmaßnahme nicht befolgen zu wollen. 

Dor Betreffende hat den Anordnungen zum Verlassen des nationalen Hoheitsgebiets vom 09.04.2020, 

03.03.2022, die Ihm am 17.04.2020, 09.03.2022 zugestellt wurden, nicht Folge geleistet. Er hat nicht 

nachgewiesen, dass er diesen Anordnungen nachgekommen Ist. 

 

Aufgrund des Vorhergehenden kann geschlussfolgert werden, dass der Betreffende den gegen Ihn gefassten 

Verwaltungsbeschlüssen nicht Folge leisten will, und das Risiko besteht, dass er sich den zuständigen 

Behörden entzieht. Aus diesem Grund Ist es erforderlich, Ihn dem Ausländeramt zu überantworten. 

 

Der Betreffende mues dem Ausländeramt überantwortet werden, damit er den nächsten Flug nach Macedolnö 

nehmen kann Wiederaufnahme in/auf Maccdolnö beantragt werden kann, und wenn dies nicht möglich Ist, er 

den nächsten Flug nach Macedolnö nehmen kann.  » 

 

2. Objet de la demande. 

 

Il convient de rappeler l’incompétence du Conseil pour connaître du recours, en tant qu’il porte sur la 

décision de privation de liberté, un recours spécial étant organisé à cet effet devant la Chambre du 

Conseil du Tribunal Correctionnel par l’article 71 de la loi du 15 décembre 1980 sur l’accès au territoire, 

le séjour, l’établissement et l’éloignement des étrangers (ci-après dénommée la « loi du 15 décembre 

1980 »). Le Conseil rappelle également que la décision de remise à la frontière constitue une simple 

mesure d’exécution de l’ordre de quitter le territoire qui, en elle-même, n’est pas susceptible d’un 

recours en annulation, et partant d’une demande de suspension.  

 

3. L’intérêt à agir. 

 

3.2.1. Dans sa note d’observations, la partie défenderesse postule l’irrecevabilité du recours : 
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« La partie défenderesse n’aperçoit pas en quoi la partie requérante jouit d’un intérêt à obtenir la 

suspension de la décision attaquée dès lors qu’elle est soumise à un ordre de quitter le territoire devenu 

définitif. En conséquence, en cas de suspension de l’acte attaqué, la partie requérante resterait soumise 

à un ordre de quitter le territoire antérieur qui pourrait être mis à exécution par la partie défenderesse. 

La partie défenderesse renvoie à la jurisprudence de Votre Conseil. La partie requérante pourrait 

cependant conserver un intérêt à sa demande en cas d’invocation précise, circonstanciée et pertinente 

d’un grief défendable dans le cadre du présent recours. Dans sa requête, la partie requérante invoque, 

entre autres, des griefs relatifs à des droits fondamentaux consacrés par la CEDH. Cependant, comme 

exposé infra, il n’a pas de grief défendable au regard de la CEDH en l’espèce ». 

 

3.2.2. La partie requérante sollicite la suspension de l’ordre de quitter le territoire en vue d’éloignement, 

pris à l’égard du requérant, le 6 novembre 2023. 

 

Or, il apparaît que le requérant a fait l’objet d’un ordre de quitter le territoire le 3 mars 2022. La partie 

requérante ne conteste pas que cet ordre a été notifié au requérant, et le mentionne dans son exposé 

des faits. Le recours introduit à l’encontre de cet ordre a été rejeté. Il est donc devenu exécutoire.  

 

En outre, la partie requérante ne prétend pas que le requérant aurait, entretemps, quitté le territoire des 

Etats parties à l’Accord de Schengen. 

 

3.2.3. Il y a lieu de constater que, la suspension sollicitée, fût-elle accordée, elle n’aurait pas pour effet 

de suspendre l’exécution des ordres de quitter le territoire pris antérieurement, à l’égard du requérant. 

 

Le Conseil rappelle que pour être recevable à introduire un recours en annulation, dont une demande 

de suspension est l’accessoire, la partie requérante doit justifier d’un intérêt à agir, lequel doit être 

personnel, direct, certain, actuel et légitime.  

 

La partie requérante pourrait, cependant, conserver un intérêt à sa demande de suspension en cas 

d’invocation précise, circonstanciée et pertinente, d’un grief défendable dans le cadre d’un recours en 

extrême urgence diligenté au moment où elle est détenue en vue de son éloignement effectif.  

 

En effet, dans l’hypothèse où il serait constaté que c’est à bon droit, prima facie, que la partie 

requérante invoque un grief défendable sur la base duquel il existerait des raisons de croire à un risque 

de traitement contraire à l’un des droits garantis par la Convention européenne de sauvegarde des 

droits de l'homme et des libertés fondamentales (ci-après dénommée la « CEDH »), la suspension qui 

pourrait résulter de ce constat, empêcherait de facto, au vu de son motif (la violation d‘un droit 

fondamental tel que décrit ci-dessus ou, à tout le moins, le risque avéré d’une telle violation), de mettre 

à exécution tout ordre de quitter le territoire antérieur.  

 

Par ailleurs, afin d’être en conformité avec l’exigence de l’effectivité d’un recours au sens de l’article 13 

de la CEDH, le Conseil est, dans le cadre de la procédure d’extrême urgence, tenu de procéder à un 

examen indépendant et rigoureux de tout grief défendable sur la base duquel il existe des raisons de 

croire à un risque de traitement contraire à l’un des droits garantis par la CEDH, sans que cela doive 

néanmoins aboutir à un résultat positif. La portée de l’obligation que l’article 13 de la CEDH fait peser 

sur les Etats contractants varie en fonction de la nature du grief de la partie requérante (cf. Cour EDH 21 

janvier 2011, M.S.S./Belgique et Grèce, §§ 289 et 293 ; Cour EDH 5 février 2002, Conka/Belgique, § 

75).  

 

 

 

La partie requérante doit invoquer un grief défendable dans la requête, ce qui implique qu’elle peut faire 

valoir de manière plausible qu’elle est lésée dans l’un de ses droits garantis par la CEDH (cf. 

jurisprudence constante de la Cour EDH : voir p.ex. Cour EDH 25 mars 1983, Silver et autres/Royaume-

Uni, § 113). Ceci doit donc être vérifié. 
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3.2.4. Dans sa requête, la partie requérante invoque, notamment, des griefs au regard de l’un des droits 

fondamentaux consacrés par la CEDH, à savoir le respect dû à la vie privée et familiale consacré par 

l’article 8 de la CEDH. 

 

Dans une première branche de son moyen unique, elle fait valoir que « Le requérant est marié à 

Madame [P.]. Celle-ci a été reconnue réfugiée en Belgique. Madame risquait des persécutions dans son 

pays d'origine au motif d'être une personne transgenre. Le couple vit ensemble à [S. V.]. Madame [P.] 

est actuellement aidée par le CPAS. Elle rencontre des obstacles sur le marché du travail, l'empêchant 

de détenir un emploi générant des revenus stables, réguliers et suffisants. Dans ces circonstances, 

Madame [P.] ne remplit pas les conditions nécessaires afin de permettre le regroupement familial avec 

le requérant. Il s'agit de la raison pour laquelle aucune telle demande n'a été introduite à ce jour. La vie 

privée et familiale du requérant et de son épouse est protégée par l'article 8 de la Convention 

européenne des Droits de l'Homme.  

 

La Directive 2003/86/CE du Conseil du 22 septembre 2003 relative au droit au regroupement familial 

précise dans son huitième considérant que : (8) La situation des réfugiés devrait demander une 

attention particulière, à cause des raisons qui les ont contraints à fuir leur pays et qui les empêchent d'y 

mener une vie en famille normale. A ce titre, il convient de prévoir des conditions plus favorables pour 

l'exercice de leur droit au regroupement familial.  

 

L'article 5 de la Directive 2008/115/CE du Parlement européen et du Conseil du 16 décembre 2008 

relative aux normes et procédures communes applicables dans les États membres au retour des 

ressortissants de pays tiers en séjour irrégulier indique : 

Lorsqu'ils mettent en œuvre la présente directive, les Etats membres tiennent dûment compte: 

a) de l'intérêt supérieur de l'enfant, 

b) de la vie familiale, 

c) de l'état de santé du ressortissant concerné d'un pays tiers, et respectent le principe de non- 

refoulement. 

Cette disposition est transposée en droit belge dans l'article 74/13 de la loi du 15.12.1980. 

 

En l'espèce, aucune mention spécifique n'est faite à l'égard du statut de réfugiée reconnue de Madame 

[P.]. La décision entreprise mentionne que le requérant peut se rendre dans son pays d'origine, qu'il ne 

s'agirait que d'une séparation temporaire et qu'ils peuvent maintenir le contact par les moyens de 

communication modernes. Or, une interdiction d'entrée de trois ans a été prise à l'égard du requérant. 

Dans ces circonstances, il est totalement hypothétique que la séparation entre le requérant et son 

épouse ne serait que temporaire. Expulser le requérant en Macédoine reviendrait à séparer, pendant 

trois ans, le requérant et son épouse. Elle serait dans l'impossibilité de rendre visite à son époux au vu 

de son statut de réfugiée reconnue. Son époux serait dans l'impossibilité de rendre visite à son épouse 

en Belgique au vu de l'interdiction d'entrée prise à son égard. La motivation de la décision entreprise ne 

permet dès lors pas de comprendre en quoi cette décision d'éloignement,-séparant le requérant de son 

épouse pendant trois ans, serait proportionnée au respect de la vie privée familiale aussi bien du 

requérant que de son épouse, qui a le statut de réfugiée reconnue. Le requérant viole ainsi son devoir 

de motivation conforme aux articles 2 et 3 de la loi du 29.07.1991 et des articles 7, 62 et 74/13 de la loi 

du 15.12.1980, de l'article 5 de la directive 200/115/CE, lus à la lumière de l'article 8 de la Convention 

européenne des Droits de l'Homme » 

 

3.2.5. L’article 8 de la CEDH dispose comme suit : 

 

« 1. Toute personne a droit au respect de sa vie privée et familiale, de son domicile et de sa 

correspondance. 

2. Il ne peut y avoir ingérence d’une autorité publique dans l’exercice de ce droit que pour autant que 

cette ingérence est prévue par la loi et qu’elle constitue une mesure qui, dans une société 

démocratique, est nécessaire à la sécurité nationale, à la sûreté publique, au bien-être économique du 
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pays, à la défense de l’ordre et à la prévention des infractions pénales, à la protection de la santé ou de 

la morale, ou à la protection des droits et libertés d’autrui. » 

 

Lorsqu’un risque de violation du droit au respect de la vie privée et/ou familiale est invoqué, le Conseil 

examine d’abord s’il existe une vie privée et/ou familiale au sens de la CEDH, avant d’examiner s’il y est 

porté atteinte par l’acte attaqué. Quant à l’appréciation de l’existence ou non d’une vie privée et/ou 

familiale, le Conseil doit se placer au moment où l’acte attaqué a été pris (cf. Cour EDH 13 février 2001, 

Ezzoudhi/France, § 25 ; Cour EDH 31 octobre 2002, Yildiz/Autriche, § 34 ; Cour EDH 15 juillet 2003, 

Mokrani/France, § 21). 

 

L’article 8 de la CEDH ne définit pas la notion de ‘vie familiale’ ni la notion de ‘vie privée’. Les deux 

notions sont des notions autonomes, qui doivent être interprétées indépendamment du droit national. En 

ce qui concerne l’existence d’une vie familiale, il convient tout d’abord de vérifier s’il est question d’une 

famille. Ensuite, il doit apparaître, dans les faits, que le lien personnel entre les membres de cette famille 

est suffisamment étroit (cf. Cour EDH 12 juillet 2001, K. et T./ Finlande, § 150). La notion de ‘vie privée’ 

n’est pas non plus définie par l’article 8 de la CEDH. La Cour EDH souligne que la notion de ‘vie privée’ 

est un terme large et qu’il n’est pas possible ni nécessaire d’en donner une définition exhaustive (cf. 

Cour EDH 16 décembre 1992, Niemietz/Allemagne, § 29). L’existence d’une vie familiale ou d’une vie 

privée, ou des deux, s’apprécie en fait. 

 

Ensuite, le Conseil doit examiner s’il y a ingérence dans la vie familiale et/ou privée. A cet égard, il 

convient de vérifier si l’étranger a demandé l’admission pour la première fois ou s’il s’agit d’une décision 

mettant fin à un séjour acquis. 

 

S’il s’agit d’une première admission, comme en l’espèce, la Cour EDH considère qu’il n’y a pas 

d’ingérence et il n’est pas procédé à un examen sur la base du deuxième paragraphe de l’article 8 de la 

CEDH. Dans ce cas, la Cour EDH considère néanmoins qu’il convient d’examiner si l’Etat est tenu à une 

obligation positive pour permettre de maintenir et de développer la vie privée et/ou familiale (cf. Cour 

EDH 28 novembre 1996, Ahmut/Pays-Bas, § 63 ; Cour EDH 31 janvier 2006, Rodrigues Da Silva et 

Hoogkamer/Pays-Bas, § 38). Cela s’effectue par une mise en balance des intérêts en présence. S’il 

ressort de cette mise en balance des intérêts que l’Etat est tenu par une telle obligation positive, il y a 

violation de l’article 8 de la CEDH (cf. Cour EDH 17 octobre 1986, Rees/Royaume-Uni, § 37). 

 

En matière d’immigration, la Cour EDH a rappelé, à diverses occasions, que la CEDH ne garantissait, 

comme tel, aucun droit pour un étranger d’entrer ou de résider sur le territoire d’un Etat dont il n'est pas 

ressortissant (cf. Cour EDH 15 juillet 2003, Mokrani/France, § 23 ; Cour EDH 26 mars 1992, 

Beldjoudi/France, § 74 ; Cour EDH 18 février 1991, Moustaquim/Belgique, § 43). L’article 8 de la CEDH 

ne peut davantage s’interpréter comme comportant, pour un Etat, l’obligation générale de respecter le 

choix, par des étrangers, de leur pays de résidence commune et de permettre le regroupement familial 

sur le territoire de ce pays (cf. Cour EDH 31 janvier 2006, Rodrigues Da Silva et Hoogkamer/Pays-Bas, 

§ 39). En vertu d’un principe de droit international bien établi, il incombe en effet à l’Etat d’assurer l’ordre 

public, en particulier dans l’exercice de son droit de contrôler l’entrée et le séjour des non nationaux (cf. 

Cour EDH 12 octobre 2006, Mubilanzila Mayeka et Kaniki Mitunga/Belgique, § 81 ; Cour EDH 18 février 

1991, Moustaquim/Belgique, § 43 ; Cour EDH 28 mai 1985, Abdulaziz, Cabales et Balkandali/Royaume-

Uni, § 67). L’Etat est dès lors habilité à fixer des conditions à cet effet. 

 

Compte tenu du fait que les exigences de l’article 8 de la CEDH, tout comme celles des autres 

dispositions de la Convention, sont de l'ordre de la garantie et non du simple bon vouloir ou de 

l'arrangement pratique (cf. Cour EDH 5 février 2002, Conka / Belgique, § 83), d’une part, et du fait que 

cet article prévaut sur les dispositions de la loi du 15 décembre 1980 (cf. C.E. 22 décembre 2010, n° 

210.029), d’autre part, il revient à l’autorité administrative de se livrer, avant de prendre sa décision, à 

un examen aussi rigoureux que possible de la cause, en fonction des circonstances dont elle a ou 

devrait avoir connaissance. 
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Lorsque la partie requérante allègue une violation de l’article 8 de la CEDH, il lui appartient en premier 

lieu d’établir, de manière suffisamment précise compte tenu des circonstances de la cause, l’existence 

de la vie privée et familiale qu’elle invoque, ainsi que la manière dont la décision attaquée y a porté 

atteinte. 

 

3.2.6. Il ressort de la décision attaquée que la partie défenderesse, qui ne met pas en doute l’existence 

du lien familial entre le requérant et son épouse mais constate l’absence de demande de regroupement 

familial, a estimé que le retour au pays d’origine afin d’y solliciter une demande d’autorisation de séjour 

n’était pas disproportionné au regard de la vie privée et familiale, tout en rappelant que selon la 

jurisprudence du Conseil d’Etat, une séparation temporaire en vue de se conformer à la loi n’emportait 

pas violation de l’article 8 de la CEDH. En outre, elle estime également que le fait que l’épouse du 

requérant séjourne en Belgique ne peut être retenu dans le cadre des dispositions de l’article 8, §1er de 

la CEDH dès lors que l’intéressé a commis des infractions qui ont nui à l’ordre public dans le pays tel 

que prévu par le deuxième paragraphe de l’article 8 de la CEDH. Elle conclut que la menace que le 

requérant représente pour l'ordre public prime sur tout intérêt privé qu'il pourrait faire valoir dans le 

cadre de l'article 8 de la CEDH. Enfin, elle estime que le requérant peut maintenir un lien avec son 

conjoint à l'aide des moyens de communication modernes. 

 

3.2.7. En l’espèce, le Conseil observe qu’il ne ressort pas de la décision attaquée que la partie 

défenderesse ait procédé à une mise en balance des intérêts en présence au regard de la situation 

actuelle du requérant et ait, notamment vérifié s’il existe des empêchements au développement ou à la 

poursuite d’une vie familiale normale et effective du requérant et de son épouse ailleurs que sur le 

territoire belge, ce qui lui appartient  en tout état de cause de faire. En effet, il ressort du dossier 

administratif, notamment d’un courrier du conseil du requérant du 11 avril 2022 et d’un courrier du 14 

avril 2023 adressé à l’administration communale de Saint Vith à la suite de ses nombreux courriels, que 

la partie défenderesse était informée, que l’épouse du requérant a été reconnue comme réfugiée par le 

Commissaire général aux réfugiés et aux apatrides le 29 septembre 2020, information qui ne peut être 

ignorée par la partie défenderesse. La circonstance que des éléments d’ordre public soient présents 

n’exonère pas la partie défenderesse de procéder à cet examen. 

 

Le Conseil estime donc, prima facie, que la partie défenderesse ne s’est pas livrée, en l’espèce à un 

examen aussi rigoureux que possible de la cause, en fonction des circonstances dont elle a 

connaissance, et que la violation invoquée de l’article 8 de la CEDH doit dès lors être considérée 

comme sérieuse. 

 

3.2.8. Le Conseil estime par conséquent que la partie requérante a un intérêt à agir en l’espèce, 

nonobstant l’ordre de quitter le territoire qui avait été pris antérieurement à l’encontre du requérant. 

 

4. Les conditions de la suspension d’extrême urgence 

 

L’article 43, § 1er, alinéa 1er, de l’arrêté royal du 21 décembre 2006 fixant la procédure devant le Conseil 

du Contentieux des Etrangers stipule que, si l’extrême urgence est invoquée, la demande de 

suspension doit contenir un exposé des faits qui justifient cette extrême urgence. 

 

En outre, conformément à l'article 39/82, § 2, alinéa 1er, de la loi du 15 décembre 1980, la suspension 

de l’exécution d’un acte administratif ne peut être ordonnée que si des moyens sérieux susceptibles de 

justifier l’annulation de l’acte contesté sont invoqués et à la condition que l’exécution immédiate de l’acte 

risque de causer un préjudice grave difficilement réparable. 

 

Il résulte de ce qui précède que les trois conditions susmentionnées doivent être remplies 

cumulativement pour qu’une demande de suspension d’extrême urgence puisse être accueillie.  

 

4.1. Première condition : l’extrême urgence  

 

4.1.1. L’interprétation de cette condition  
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L’article 39/82, § 4, alinéa 2, de la loi du 15 décembre 1980 dispose comme suit : 

 

« Lorsque l’étranger fait l’objet d’une mesure d’éloignement ou de refoulement dont l’exécution est 

imminente, en particulier lorsqu’il est maintenu dans un lieu déterminé visé aux articles 74/8 et 74/9 ou 

est mis à la disposition du gouvernement, il peut, s’il n’en a pas encore demandé la suspension par la 

voie ordinaire, demander la suspension de l’exécution en extrême urgence de cette mesure dans le 

délai visé à l’article 39/57, § 1er, alinéa 3. » 

 

4.1.2. Application de la disposition légale 

 

En l’espèce, le requérant est maintenue dans un lieu déterminé visé aux articles 74/8 et 74/9 de la loi du 

15 décembre 1980. Dans ce cas, l’extrême urgence de la demande est légalement présumée. Le 

caractère d’extrême urgence de la demande est dès lors constaté. 

 

L’extrême urgence n’est pas contestée par la partie défenderesse. 

 

Par conséquent, la première condition cumulative est remplie 

 

4.2. Deuxième condition : le moyen sérieux d’annulation 

 

4.2.1. L’interprétation de cette condition  

 

Conformément à l'article 39/82, § 2, de la loi du 15 décembre 1980, la suspension de l’exécution ne peut 

être ordonnée que si des moyens sérieux susceptibles de justifier l’annulation de l’acte contesté sont 

invoqués et à la condition que l’exécution immédiate de l’acte risque de causer un préjudice grave 

difficilement réparable. 

 

Par « moyen », il y a lieu d'entendre la description suffisamment claire de la règle de droit violée et de la 

manière dont cette règle de droit est violée par la décision attaquée (CE 17 décembre 2004, n° 

138.590 ; CE 4 mai 2004, n° 130.972 ; CE 1er octobre 2006, n° 135.618). 

 

Pour qu’un moyen soit sérieux, il suffit qu’à première vue et eu égard aux circonstances de la cause, il 

puisse être déclaré recevable et fondé et, dès lors, donner lieu à la suspension de l’exécution de la 

décision attaquée.  

 

Il s’ensuit également que lorsque, sur la base de l’exposé des moyens, il est clair pour toute personne 

raisonnable que la partie requérante a voulu invoquer une violation d’une disposition de CEDH, la 

mention inexacte ou erronée par la partie requérante de la disposition de la CEDH qu’elle considère 

violée, ne peut empêcher le Conseil de procéder à une appréciation du grief défendable. 

 

Afin d’être en conformité avec l’exigence de l’effectivité d’un recours au sens de l’article 13 de la CEDH, 

le Conseil est, dans le cadre de la procédure d’extrême urgence, tenu de procéder à un examen 

indépendant et rigoureux de tout grief défendable sur la base duquel il existe des raisons de croire à un 

risque de traitement contraire à l’un des droits garantis par la CEDH, sans que cela doive néanmoins 

aboutir à un résultat positif. La portée de l’obligation que l’article 13 de la CEDH fait peser sur les Etats 

contractants varie en fonction de la nature du grief de la partie requérante (voir Cour EDH 21 janvier 

2011, M.S.S./Belgique et Grèce, §§ 289 et 293 ; Cour EDH 5 février 2002, Conka/Belgique, § 75).  

 

La partie requérante doit invoquer un grief défendable dans la requête, ce qui implique qu’elle peut faire 

valoir de manière plausible qu’elle est lésée dans l’un de ses droits garantis par la CEDH (jurisprudence 

constante de la Cour EDH : voir p.ex. Cour EDH 25 mars 1983, Silver et autres/Royaume-Uni, § 113).  

 

L’examen du caractère sérieux d’un moyen se caractérise, dans les affaires de suspension, par son 

caractère prima facie. Cet examen prima facie du grief défendable invoqué par la partie requérante, pris 
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de la violation d’un droit garanti par la CEDH, doit, comme énoncé précédemment, être conciliable avec 

l’exigence de l’effectivité d’un recours au sens de l’article 13 de la CEDH, et notamment avec l’exigence 

de l’examen indépendant et rigoureux de tout grief défendable. Ceci implique que lorsque le Conseil 

constate, lors de l’examen prima facie, qu’il y a des raisons de croire que ce grief est sérieux ou qu’il y a 

au moins des doutes quant au caractère sérieux de celui-ci, il considère, à ce stade de la procédure, le 

moyen invoqué comme sérieux. En effet, le dommage que le Conseil causerait en considérant comme 

non sérieux, dans la phase du référé, un moyen qui s’avèrerait ensuite fondé dans la phase définitive du 

procès, est plus grand que le dommage qu’il causerait dans le cas contraire. Dans le premier cas, le 

préjudice grave difficilement réparable peut s’être réalisé ; dans le deuxième cas, la décision attaquée 

aura au maximum été suspendue sans raison pendant une période limitée. 

 

4.2.2. L’appréciation de cette condition  

 

Le Conseil renvoie à l’examen réalisé au point 3.2.7. du présent arrêt, dont il ressort qu’il convient que la 

partie défenderesse procède à un examen sérieux et rigoureux des éléments touchant au respect de 

l’article 8 de la CEDH, avant de décider de son éloignement forcé. 

 

Il en résulte que le moyen pris de la violation de l’article 8 de la CEDH est prima facie sérieux. 

 

4.3. Troisième condition : le risque de préjudice grave difficilement réparable 

 

4.3.1. L’interprétation de cette condition 

 

Conformément à l'article 39/82, § 2, de la loi du 15 décembre 1980, la suspension de l’exécution ne peut 

être ordonnée que si des moyens sérieux susceptibles de justifier l’annulation de l’acte contesté sont 

invoqués et à la condition que l’exécution immédiate de l’acte risque de causer un préjudice grave 

difficilement réparable. 

 

En ce qui concerne l’exigence qu’un risque de préjudice grave difficilement réparable soit démontré, la 

partie requérante ne peut se limiter à des imprécisions et à des généralités. Elle doit, au contraire, 

invoquer des éléments très concrets dont il ressort qu’elle subit ou risque de subir personnellement un 

préjudice grave difficilement réparable. En effet, il doit être possible, pour le Conseil, d’estimer avec une 

précision suffisante s’il existe un risque de préjudice grave difficilement réparable et, pour la partie 

défenderesse, de se défendre à l’égard des faits et des arguments allégués par la partie requérante. 

 

La partie requérante doit invoquer des éléments qui démontrent, d’une part, la gravité du préjudice 

qu’elle subit ou risque de subir, ce qui signifie concrètement qu’elle doit donner des indications 

concernant la nature et l’ampleur du préjudice prévu, et qui démontrent, d’autre part, le caractère 

difficilement réparable du préjudice. 

 

4.3.2. L’appréciation de cette condition 

 

En l’espèce, toute personne raisonnable peut immédiatement percevoir que le requérant risque de subir 

un préjudice grave difficilement réparable en cas d’exécution de la décision attaquée, dès lors qu’il 

ressort de l’examen du moyen invoqué que le grief pris de la violation de l’article 8 de la CEDH apparaît 

prima facie sérieux.  

 

Le préjudice résultant de ce que l’acte attaqué peut constituer une atteinte non justifiée à sa vie privée 

et familiale, est à l’évidence grave et difficilement réparable. 

 

Par conséquent, la troisième condition cumulative est remplie en ce qu’il est satisfait à la condition du 

préjudice grave difficilement réparable. 

4.4. Il résulte de ce qui précède que les trois conditions prévues pour que soit accordée la suspension 

de l’exécution de l’ordre de quitter le territoire avec maintien en vue d’éloignement (annexe 13septies) 

sont remplies. 
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5. Dépens 

 

En application de l’article 39/68-1, § 5, alinéas 3 et 4, de la loi du 15 décembre 1980, la décision sur le 

droit de rôle, ou son exemption, seront réglées le cas échéant à un stade ultérieur de la procédure. 

 

PAR CES MOTIFS, LE CONSEIL DU CONTENTIEUX DES ETRANGERS DECIDE : 

 

Article 1er  

 

La suspension en extrême urgence de l’exécution de la décision d’ordre de quitter le territoire avec 

maintien en vue d’éloignement (annexe 13 septies), prise le 6 novembre 2023, est ordonnée. 

 

Article 2 

 

Le présent arrêt est exécutoire par provision. 

 

Article 3 

 

Les dépens sont réservés. 

 

Ainsi prononcé à Bruxelles, en audience publique, le dix novembre deux mille vingt-trois, par : 

 

J. MAHIELS, président f.f., juge au contentieux des étrangers, 

 

 

A.D. NYEMECK,                                                              greffier. 

 

 

Le greffier,  Le président, 

 

 

 

A.D. NYEMECK J. MAHIELS 

 

 

 


